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Jahres Übersicht
Die innerpolitischs Entwicklung

von Paul Le lisch

as Jahr 1921 geht zur Rüste. Bedeutet es in der Zeitenfolge
einen weiteren Abstieg Deutschlands dem Chaos entgegen oder er¬
heben sich bereits gewisse Umrisse einer Neuordnung? Die Ant¬
wort läszt sich nicht leicht geben, sie ist wohl erst möglich, wenn
wir mehr Abstand von den Ereignissen des Jahres gewonnen
haben. Der Zusammenbrach, der deutschen „Erfüllxngspolitik" mn

Ende des Jahres läßt sich in seinen Folgen noch nicht übersehen. Es kann
ebenso eine Wendung zum Besseren wie zum Schlechteren bedeuten. Auf alle
Fälle hat er den Vorzug, einer illusionären Politik ein Ende bereitet zu haben,
und es wird sich bald herausstellen, ob nunmehr die „Staatsmänner" in Deutsch¬
land wie in den Ententeländeru endlich gezwungen sind, einander mit nüchternen
Augen anzusehen oder vb sie an das illusionäre Enve wieder den illusionären
Anfang knüpfen werden.

Die gegenwärtigeSituation deS Deutschen Reiches ist eine höchst eindrucks¬
volle Jllusionierung des Nankeschen Sotzcs vom Primat der äußeren Politik vor
der inneren. In der Tot kam in allen Fragen der im eren Politik als be¬
herrschendesPrinzip das Veisailler Diktat zum Ausdruck. Mit dem 1. Januar
war die Vernichtung der deutschen Armee und die Aufstellung des sogenannten
Hunderttauscndmann-„Hecres" beendet. An die Stelle des deutschen hatte sich
inzwischen der Militarismus der Entente auf deulschern Boden eingenistet, be¬
sonders der schwarze und braune der Franzosen. Eine Ausdehnung erfuhr die
Besetzung deuiscken Bodens noch, als nach dem negativen AuSgang der Londoner
Verhandlungen die Entente im März ihre Politik der „Sanktionen" begann. Die
feindlichen Truppen überschritt« n den Rhein und besetzten hier Städte wie Düssel¬
dorf und Ruhrort. Die Haltung, die Simons in London eingenommen, hatte
zwar in Deutschland Begeisterung erweckt, brachte ihm auch ein Vertrauensvotum
des Reichstages ein, war aber auf die Dauer nicht aufrecht zu erhalten. Bald
stellte sich heraus, daß Frankreich auf Grund der „Sanktionen" eine Politik
trieb dnrch die die Rheinlands syslemansch wirtschaftlichruiniert werden sollten,
um sie so reif zu machen zur Errichtung eines eigenen Zollsystems auf Grund
des -Z 270 des Versailler Diktats. Dieser Paragraph gibt den alliierten Mächten
das Richt, ein eigenes Zollregime zu enichlen. sofern ihr en eine solche Maßregel
im Interesse des besetzten Gebietes geboten erscheint. Von französischerSeite
wurden die „Sanktionen" keinen Augenblick als vorübergehender Zustand auf¬
gefaßt. „Es bandelt sich jetzt nicht mehr um eine einfache Besatzungszone, son¬
dern mn ein besetztes Deutschland das heißt um ein Land, das, was seine ma¬
teriellen Interessen angeht (Zoll VtlührSwesen und demnächst auch Finanzver-
waltung), ein autonomes Land ist. Die Rheinlandkommissionist j>tzl in den
V.si« eines bedeutenden Teiles dir Hoheiisrechteüber das besetzte Gebiet gelangt."
So schrieben die „Monatshefte der Französischen Handelskammer in den Rheinischen
Provinzen" in ihrer Juninummer.

Das Kabinett Fehrenbach stürzie, nachdem es sich im April in einer Note,
die in den wewsten Kreisen wahre Empörung hervorgerufen hatte, Amerika um
die Annahme des Schiedsnchieramtes in der Kontrümtionsfrage ang> fleht hatte —
natürlich mit negativem Erfolge — am 4 Mai in sich zusammen. Das Zustand;-
kommen des neuen Ministeriums vollzog sich unter den peinlichsten Umständen, endlich,
am 10 Mai, eine Minute vor Ablauf des Ultimatums, erblickte es als ein Mi¬
nisterium Wirth das Licht der Welt. Die Deutsche VolkspaUei hatte den Eintritt
abgelehnt, und so trat an ihre Stelle die Sozialdemotrcrlie. Das neue Kabinett
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bestand aus Wirth. Giesbeits. Hermes, Brauns. Bauer, Schmidt. Gradnauer,
Schiffer. Gtßler, Groenir. Ihnen not noch am 23 Mai Nathenau hinzu. Die
erste Tat des Ministeriums war die bedingungslose Annahme des Ultimatums.

Inzwischen hatten sich auch im Preußischen Parlament die Dinge ver¬
schoben. Die Neuwahlen vom 20 Februar brachten vor allem eine vernichtende
Niederlage der „Unabhängigen". Das Zentrum war wieder mal das Zünglein
an der Wage. In das neu zu besitzende Kabinett trat die Mehrheitsso^ialdemo-
tratie aus «Münden der Agitation nicht ein. Es kam schließlich am 2t, April
— so large dauerten die widerwärtigen Verhandlungen — ein Kabinett Sieger-
Wald zustand?, bestehend aus den Herren Fiscbbcek Zehnhoff, Dominicus, Saemisch,
Warmbold, Becker. Die zweite Hälfte des April war ausgefüllt durch den
Kommunislenputschin Mitteldeutschland, ein V rbrechen, das, wie der Kommunist
P-ul Levi in einer gleichzeitig erscheinendenBioichüre erkennen ließ, und bis
im November im „Vorwärts" veröffentlichtenAktenstücke urkundlich nachwiesen,
auf Befehl und mit dein Gelde der russischen Bolschewiken in Szene ge¬
setzt war. Es kam zu blutigen Zusaminenstös-.en in Eisleben und HeU-
stedt, zu Tynamitanschlögen aus Genchtsgebäude in Dresden, Leipzig,
Fiewerg, auf die Siegessäule in Berlin. Das Naihaus in Rodeuisch im Vogt¬
land flog in die Luft. In Hamburg kam es zu Kämpfen. Vor allem zeichnete
sich Max Hölz, der schon l919 das Bogiland durch Brandstiftungen und Raub-
züge in Schrecken gesetzt hatte und dann nach C »echten geflüchtet war, durch die
gleichen Heldentaten aus. Die N ederwerfung des Aiifstaudes, bei der besonders
der Kampf um tue großen Lunaiverk bei Merseburg eine Rolle spielte, gelang der
Schutzpolizei ohne Hinzuziehung der Reichswehr. Die eingesetzten Gerichte sprachen
rasch ihre notwendig harten Strafn aus, von denen dann viele bald erheblich
gemildert wurden. Dw wahren Verbrecher, die Eberlein und Genossen, gingen
zunächst leer aus.

Ein Liebchl'ck in dieser trüben Zeit war das Abstimmungsergebnis in Ober-
schlesieu. das 716000 deutsche uud 471000 polnische Stimmzettel aufwies. Die
Wut iu P^ris war groß. Aber schließlichgelang es den Franzosen doch, auf
dem Umwege über den „Völkerbandsrat", auch hier wieder das Recbt durch Ge¬
walt zu ersetzen: am 12. Oktober wurde die Zerreißung Oberschlesiens ausge¬
sprochen und damit der deutscheu Wirtschaft ein betäubender Schlag versetzt.
Ihm folgte am 22. des gleichen Monms der Rücktritt des Kabinetts Wirth. Es
stellte sich heraus, daß „das Kabinett der Erfüllung" trotz unerhörter Ausvumpung
der deutschenVolkswirlschaft zugunsten der Feinde bei der Entente nichts erreichte.
Diese ließ sich die Zahlung von einer Milliarde Goldmart am 31. Juli zwar
gefallen, ebenso auch die pünktliche Jnnehaltung des zWeiten Zahlungstermins,
wie sie im Ultiinatu n vom 10. Mai vorgeschriebenwar, aber sie dachte nicht
daran, deswegen auf ihren Pakt imt den Polen, denen man schon lange Ober¬
schlesien zugesprochen hatte, zu verzichten. In, August erschienen in der „Deutschen
AllgemeinenZeitung" Artikel des bekannten Engländers KeyneS über die Leistungs¬
fähigkeit Deutschlands. Sie prophe^eihten den deutschen Zusammenbruch für
spätestens Frühjahr 1922. falls das Versailler Diktat bliebe. Neues sagte Keynes
in seinen Artikeln nicht. Alles, was gekommen war. hatte man von deutscher
Seite schon 1919 in L rsrilles der E ttente gesagt. Überraschend aber war. dasz
hier schon nach zwei Jahren sogar ein Engländer den Zusammenhang der Dings
begriffen und >hn auszusprechen den Mut hatte. Das gab diesen Artikeln ihre
internationale Bedeutung.

Die Neubildung des Kabinetts nach dem Rücktritt Wirths am 22, Oktober
stand zunächst im Z iehen der sogenannten „großen Koalition" von Stresemann
bis Scheidemann. Auf ihrem Pirteitoge in Gor! tz, der vom 18. bis 2!z. September
stattfand, hatte die Mehrheitcsoziuldemokratle ei e bemerkenswerte Schwenkung
vollzogen. Während sie bis dahin jedes Zusammengehen mit der Volkspartei
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schroff abgelehnt hatte, erklärte sie sich inGö'l''tz plötzlich unter gewissen Norcius-
fttzu»g!N dazu bereit. Die Zwangslage des Reiches begann auch hier olle Tafeln
zu zeibrechen. Immerhin kam es im Oktober im Reiche zu der großen Koalition
noch nicht Wüth wurde aufs neue berufen und auch die anderen Minister
waren fast durchweg die alten. Wiederum blieb die „Teutsche Volksparlei" der
Kabinettcbilonng fern. Die Protestnote, die das neu alte Kabinett wegen der
Zerreißuna Oberschlcsicus absandte, erhielt die kühle Antwort: Deut^chlw d habe
keinerlei M inung über die Entscheidung des Obersten Rates auszuforschen. In
der Tat entsandte das Reich gleichzeitig zwei Vertreter, die mit den Polen über
die neue KrenMhrung verhandeln sollten, erkannte also cle kaeto den Spruch des
Obersten Rates an.

Dagegen kam es im November in Preußen beim Rücktritt des Kabineii-Z
Stegerwold endlich zur Bildung der großen Koaliliou. Otlo Braun wurde
M nisterpräsident. An seine Seite traten: Zehnhoff, Severing, v. Richter, Wenborff,
Siering. Bölitz, Hirtsiefer.

Die furchtbare Finanzlage des Reiches führte im Reichsverband der deutschen
Industrie zum Vorschlage einer „Krediihilse", an die sich gewisse Bedingungen
knüpfien. Von anderer Seite wnrde der weilt! agende Plan einer Entsmenlichung
der dauernd mit Milliardendifiziten arbeitenden Eisenbahnen in die Öffentlich¬
keit geworfen. Am 18 November errechnete man im Reichsrat das D fizit im
Reichshaushalt für 1921 euf 16! Milliarden. In j nen Tagen erschien die
Neparaiioi skommiision der Entente in Beilin, die sich von der Zahlungsfähigkeit
resp. Unfäbigkelt Dculschlai ds an Ort Ui>d Stelle ein Bild marien wollte.
Sie kam zu dem Ergebnis, daß Deutschland sehr wohl die Januar- und Fevruar-
rate bezahlen könne. Eine gewisse Sensation machte Anfang Dezember die
plötzliche Reise des bekannien Gioßindustriellen Slinncs nach London. Ihm folgte
bula darauf Raihenau. Das Ergebnis des Berichts, den Naihenau Heirn Wirth
gab, sowie die Ablehnung des deutschen Verlangens nach einer Anleihe durch die
Londoner City war. dak die Reichsregierung am 14. Dezember ihre Unfähigkeit
erklärte, die weiteren Zahlungslermine eiiizichirlten. und um einen Zahlmgs-
aufschub bat. Die Antwort der Reparationskommission bestand in drei Rückfragen,
von denen die wichtigste die noch den „Garantien'' war. die Dewscbiand stellen
könne. Hier war die Drohung mit einer Finanzkonirolle ü I-r Türkei deutlich
genug angeschlagen. So endete das Jahr mit einem äußerst trüben, gefahr¬
drohenden Ausblick in die nächste Zittufut.

Die wahnsinnige Rcparationspoliiik hotte besonders nach Abzahlung der
erste» Goldmilliarde durch Deutschland zu einer katastrophalen Eiitweitung der
Mark geführt. Die Teuerung stug phantastisch. Aber die Zahl der Arbeit?Wien
nahm in Deutschland ab, freilich nur, um in England desto mehr anzusteigen,
was die Stimmung gegen das Reich natürlich nicht verbesserte. Eine Preis-
renolution folgte der andern und in ihrem Gefolge erschienen E höhungen der
Gehälter. Löhne, Tarife und Versicherungksätze sowie Teuerungskrawalle, die ihrer¬
seits wieder zu Lürmszenen in den Parlamenten sühnen. Die tiefe Erkrankung
unserer gesellschaftlichenZustände kam auch in diesem Jahre durch politische Morde
zum Ausdruck, denen am 10. Juni der „unabhängige" Abgeordnete Ganis in
München, und am 26. Auguü Mathias Erzberger bei Griesdoch im L>chwar-.wald
zum Opfer fielen. Anch die Ermordung Talaal P ischas am 15 März m Berlin
sei in diesem Zusammenhange erwähnt. Das Reichsgericht in Leipzig war im
Mai und Juni die Smtte, wo auf Befehl der Entente die Kriegsbeschilldlgten-
Prozesse stattfanden. Im Dezember wurde am gleiche» Orte der Proceß gegen
die „Führer" im Kapp-Putsch. Jagow. Wangenheim und Schiele g> führt. Der
Prozeß endete mit einer Verurteilung Jagowö zu fünf Jahren Festung.

Mit Amerika kam es endlich am 26. August zum Abschluß des Friedens,
der die Möglichkeit normaler Verhältnisse zwischen beiden Ländern in Aussicht
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stellt. Das Abkommen dagegen, das am 7. Oktober Rathenau zu Wiesbaden mit
den Franzosen abschloß. fand immer noch nicht seine Bestätigung von französischer
Seite. Es setzte sofort in Frankreich eine Hitze gegen die Verwendung deutscher
Arbeitskräfte beim Aufbau der verwüsteten Gebiete ein, ein Beweis, das; ge »issen
Leuten in Frankreich viel mehr an der Beibchaltung der „imposanten Ruinen"
für Agitationszwecke als am Wiederaufbau liegt.

Zum Schluß sei noch erinnert an den am 2 Januar erfolgten Tod
Bethmann Hollwegs sowie an das Abstoben der früheren Kaiserin, deren feierliches
Leichenglprange am ll. April in Potsdam stattfand.

Das erste Bedürfnis eines Staates ist, zu existieren, sein Dasein nach
außen gesichert zu sehen. Im Innern schützt ja das Gesetz Recht und Freiheit
des Einzelnen, nach außen von Staat zu Staat nur die Macht. Einem Tribunal
des Völkerrechts, wenn ein solches existierte, würde immer die vollstreckende Ge^
walt fehlen und seine Aussprüche unterliegen schließlich der Entscheidung auf
dem Schlachtfelde. Ein großer Staat besteht nur durch sich selbst und aus
eigener Kraft, er erfüllt den Zweck seines Daseins nur, wenn er entschlossen und
gerüstet ist, sein Dasein, seine Freiheit und sein Recht zu behaupten, und ein
Land wehrlos zu lassen, wäre das größte Verbrechen seiner Negierung.

v, Moltk«
ü-

Zucht und Ordnung sind die Grundlagen des Ruhmes und der Erhaltung
des Staates. Ohne sie stumpft sich das Instrument des gute» Rufes ab. Möge
uns nie eine tadelnswerte. Sicherheit einschläfern. Zeitig müssen die Kampsmittel
für jeden Fall gesichert sein.

.sricdrich d. Gr.

5

Weichheit ist gut an ihrem Ort,
Aber sie ist kein Losungswort!

Kein Schild, keine Klinge und kein Griff,
Kein Panzer, kein Steuer für dein Schiff,
Du ruderst mit ihr vergebens.
K raft ist die Parole des Lebens. . .

Friedrich (Lhrodor Oischor
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